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das Vertrauen des jugendlichen Beschuldigten und Angeklag­
ten durch seine vorbildliche Haltung, seine Lebenseinstellung 
und Lebenserfahrung (der Altersunterschied braucht dabei 
nicht groß zu sein), seine juristischen Grundkenntnisse sowie 
dadurch, daß er den Jugendlichen ausschließlich verteidigt. In 
welchem Umfang Jugendbeistände bestellt werden, hängt 
allein von der Struktur und Schwere der konkreten Strafta­
ten Jugendlicher ab. Hier sind Prozentsätze oder die Formu­
lierung eines Regel-Ausnahmeverhältnisses fehl am Platze.

Für die Mitwirkung eines Rechtsanwalts als Verteidiger in 
Jugendstrafsachen wurde bereits im StPO-Lehrkommentar 
(Berlin 1968, Anm. 2 zu § 72 [S. 119 f.]) eine zutreffende Orien­
tierung gegeben. Verbunden mit heutigen Erkenntnissen und 
Erfahrungen können außer in den durch § 72 Abs. 2 StPO be­
stimmten Verfahren noch folgende Fälle genannt werden, in 
denen ein Rechtsanwalt als Verteidiger obligatorisch mitwir- 
ken sollte (Aufgabe der Rechtsprechung wäre es, die ent­
sprechenden Sachverhalte — evtl, auch kasuistisch — weiter 
auszuarbeiten):
— Zweifel an der Schuldfähigkeit oder Zurechnungsfähigkeit 

des Jugendlichen;
— schwierige Beweisführung (z. B. wenn der Jugendliche be­

streitet, die Tat begangen zu haben, oder wenn bei Beteili­
gung mehrerer Jugendlicher an der Tat die Feststellung 
des konkreten Beitrags kompliziert ist);

— Verfahren, in denen sich der jugendliche Beschuldigte oder 
Angeklagte in Untersuchungshaft befindet;

— Verfahren gegen Jugendliche unter 16 Jahren, insbeson­
dere wenn eine Strafe mit Freiheitsentzug zu erwarten ist;

*- Verfahren mit hohen oder umstrittenen Schadenersatz­
forderungen ;

— Verfahren, in denen ein Mitbeschuldigter oder Mitange­
klagter von einem Rechtsanwalt verteidigt wird.9 10 11 12

Ein wichtiger Faktor für die umfassende Gewährleistung 
des Rechts auf Verteidigung ist der Zeitpunkt der Beiordnung 
des Verteidigers in Jugendstrafsachen. § 63 Abs. 3 StPO orien­
tiert darauf, bereits im Ermittlungsverfahren die Bestellung 
eines Verteidigers zu beantragen, wenn die Sache dies erfor­
dert. Diese Frage wurde nunmehr in der Anweisung 1/85 des 
Generalstaatsanwalts der DDR „Die Leitung des Ermittlungs­
verfahrens durch den Staatsanwalt“ eindeutig beantwortet. 
Danach ist der Staatsanwalt verpflichtet, unter den Voraus­
setzungen der notwendigen Bestellung eines Verteidigers 
(§§ 63 Abs. 1 und 2, 72 Abs. 2 StPO) u n v e r z ü g l i c h  einen 
entsprechenden Antrag zu stellen, sofern der Beschuldigte 
bzw. der Erziehungsberechtigte auch nach Aufforderung kei­
nen Verteidiger selbst gewählt haben.19 Dies sollte m. E. sinn­
gemäß auch für die Bestellung des Jugendbeistandes geltend, 
obwohl die Anweisung hierzu keine ausdrückliche Festlegung 
trifft. So sollte also der Staatsanwalt in allen Verfahren gegen 
Jugendliche, die zur Anklageerhebung führen, bereits wäh­
rend der Ermittlungen die Bestellung eines Verteidigers bzw. 
Jugendbeistands beim Gericht beantragen. Im Rahmen der 
Leitung des Ermittlungsverfahrens verfügt der Staatsanwalt 
frühzeitig über die dafür erforderlichen Kenntnisse, so daß 
die Anwendung des § 63 Abs. 3 StPO sich nicht auf die kurze 
Phase der staatsanwaltschaftlichen Entscheidung nach Ab­
schluß der Ermittlungen beschränkt.

Der Forderung, mehr Rechtsanwälte in Jugendstrafsachen 
zu bestellen, könnte u. U. entgegengehalten werden, daß dies 
eine zu starke Belastung Jugendlicher mit Auslagen für den 
bestellten Verteidiger (Pflichtverteidiger) bedeuten würde. 
Für den Verurteilten ist es hinsichtlich der Verfahrensausla­
gen ein nicht unerheblicher Unterschied, ob ein Rechtsanwalt 
oder ein Jugendbeistand im Verfahren tätig geworden ist. 12 
Für die Bemessung der Rechtsanwaltsgebühren gelten auch 
in Jugendstrafsachen die allgemeinen, in § 2 Abs. 2 RAGO 
festgelegten Grundsätze. Danach sind Grundlage der Gebüh­
renberechnung der durch Umfang und Schwierigkeit der Sache 
bedingte Arbeitsaufwand sowie die Einkommens- und Ver­
mögensverhältnisse des Auftraggebers. Unter Beachtung die­
ser einheitlichen Kriterien können auch große Unterschiede 
bestehen, wenn der Verteidiger vom Jugendlichen bzw. von 
den Erziehungsberechtigten beauftragt oder vom Gericht be­
stellt wurde. Um zu hohe finanzielle Belastungen des Ju­
gendlichen zu vermeiden, hat das Oberste Gericht zu Recht 
darauf hingewiesen, daß bei der gerichtlichen Gebührenfest­
setzung die Einkommens- und Vermögensverhältnisse des 
Jugendlichen zu berücksichtigen sind.13

Gemäße § 364 Abs. 2 StPO kann in Verfahren gegen Ju­
gendliche davon abgesehen werden, die Auslagen für einen 
Pflichtverteidiger dem Angeklagten aufzuerlegen. Sie werden 
in diesen Fällen vom Staatshaushalt getragen ohne Rückgriff 
gegen den Angeklagten (§ 67 Abs. 2 StPO). Es besteht aller­
dings auch die Möglichkeit, die Auslagen ganz oder teilweise

In Auswertung des XI. Parteitages der SED veranstalteten 
die Sektionen Staats- und Rechtswissenschaft und Wirt­
schaftswissenschaften beim Präsidium der URANIA am
12. Juni 1986 eine interdisziplinäre Beratung zu aktuellen 
Problemen des Arbeitsrechts bei der Durchsetzung der um­
fassenden Intensivierung der Volkswirtschaft der DDR.

Prof. Dr. E. S a c h s e  (Hochschule für Ökonomie „Bruno 
Leuschner“, Berlin) referierte über Aufgaben beim effek­
tiven Einsatz des Arbeitsvermögens zur Durchsetzung der 
ökonomischen Strategie. Er beleuchtete zunächst die besom 
dere Rolle des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens und 
wandte sich dann den Schwerpunkten und Hauptrichtungen 
beim effektiven Einsatz des Arbeitsvermögens zu. Im zwei­
ten Referat beschäftigte sich Dr. H. W i d 1 а к (Staatssekre­
tariat für Arbeit und Löhne) mit arbeitsrechtlichen Fragen 
der sozialistischen Rationalisierung, so z. B. mit den Begrif­
fen „Strukturveränderung“ und „Rationalisierungsmaß­
nahme “ i. S. des AGB, mit der Gewinnung von Arbeitskräften 
zur Lösung volkswirtschaftlicher Schwerpunktaufgaben durch 
Einsparung von Arbeitsplätzen, mit den Anforderungen an 
die Zumutbarkeit einer neuen Arbeit, mit der Rolle der 
Änderungs- und Uberleitungsverträge sowie mit der Quali­
fizierung im Zusammenhang mit einem notwendig werden­
den Arbeitsplatzwechsel.

In der Diskussion wurden u. a. Fragen der gewerkschaft­
lichen Mitwirkungsrechte, Anforderungen an die Gestaltung 
arbeitsrechtlicher Beziehungen zur Sicherung einer ununter­
brochenen Beschäftigung des Werktätigen sowie Fragen der 
Arbeitsaufgabe und der Arbeitszeit im Zusammenhang mit 
den Erfordernissen der Anwendung der Schlüsseltechnologien 
erörtert.

den Erziehungsberechtigten aufzuerlegen (§ 364 Abs. 3 StPO). 
Eine Verurteilung der Erziehungsberechtigten zur Zahlung der 
Auslagen des Staatshaushalts könnte vor allem dann erfol­
gen, wenn die Straftat des Jugendlichen durch Pflichtverlet­
zungen der Erziehungsberechtigten begünstigt wurde (§ 69 
Abs. 1 StPO) und diese über die erforderlichen Mittel verfü­
gen.

Erwägenswert wäre auch, innerhalb der Kollegien der 
Rechtsanwälte Möglichkeiten zu prüfen, die, soweit erforder­
lich, die anwaltliche Tätigkeit in Jugendstrafsachen besonders 
fördern.

Für die Beantwortung der Frage, in welchem (größeren) 
Umfang Rechtsanwälte künftig in Jugendstrafsachen mitwir- 
ken sollten, ergibt gegenwärtig lediglich die Zahl gerichtlicher 
Verurteilungen Jugendlicher zu Strafen mit Freiheitsentzug 
einen gewissen Annäherungswert. Weitere Aussagen können 
nur durch repräsentative Untersuchungen gewonnen werden. 
Im Interesse einer verstärkten Realisierung des Rechts ju­
gendlicher Beschuldigter und Angeklagter auf Verteidigung 
und einer hohen Qualität der Verfahrensdurchführung sollte 
m. E. der Orientierung, in Jugendstrafsachen mehr Rechts­
anwälte als Verteidiger zu bestellen, große Aufmerksamkeit 
geschenkt werden.

9 Diese Orientierung wurde in der o. g. Rundverfügung bekräftigt.
10 Vgl. hierzu die Erläuterung von R. Müller/H. P. Hofmann, „Die 

Leitung des Ermittlungsverfahrens durch den Staatsanwalt“, NJ 
1986, Heft 4, S. 152.

11 Auch die o. g. Rundverfügung orientiert darauf, den Jugendbei­
stand rechtzeitig zu bestellen.

12 Zur Erläuterung sollen nur einige gesetzliche Festlegungen ge­
nannt werden: In Verfahren vor dem KrelsgeriCht beträgt die 
Gebühr für die Verteidigung eines Angeklagten 100 M bis 600 M 
und, wenn die Hauptverhandlung mehrere Tage dauert, für den 
zweiten und jeden weiteren Verhandlungstag je 50 M bis 300 M. 
Eine zusätzliche Honorierung des Verteidigers für seine Tätigkeit 
im Ermittlungsverfahren sieht die Rechtsanwaltsgebührenordnung 
vom 1. Februar 1982 (GBl. I Nr. 9 S. 183) nicht vor. Einem vom Ge­
richt bestellten Verteidiger werden die o. g. Gebühren (und Aus­
lagen) auf Antrag aus dem Staatshaushalt gezahlt (die Gebühren 
eines Wahlverteidigers und die eines Pflichtverteidigers sind also 
gleich).

Der Jugendbeistand erhält (aus dem Staatshaushalt) eine Ent­
schädigung, deren Höhe nach der АО über die Entschädigung 
für Schöffen und Beteiligte am Gerichtsverfahren sowie für Mit- 

. glleder der Schiedskommissionen vom 6. Mal 1980 (GBl. I Nr. 16 
S. 143) berechnet wird. Dadurch werden Lohneinbußeh des Ju­
gendbeistands vermieden und besondere Auslagen ausgeglichen. 
Die Entschädigung wird auf Antrag des Jugendbeistands gezahlt. 
In der Praxis wird ein solcher Antrag sehr selten gestellt.
Vgl. G. Körner, „Gebührenfestsetzung für die Tätigkeit eines 
bestellten Strafverteidigers“, NJ 1983, Heft 8, S. 336.


